
Gemeinde Aspangberg-St. Peter 
 

Lfd.Nr. 4/2025 

 
VERHANDLUNGSSCHRIFT 

 
über die Sitzung des Gemeinderates 

 
( öffentlicher Teil) 

 
am Mittwoch,  dem 10.  Dezember 2025   
  

im Gemeindeamt der Gemeinde 
Aspangberg-St. Peter in Sonneck 4 

  
Beginn: 18:00 
Ende:  19:40 

Uhr 
Uhr 

Die Einladung erfolgte am 03.12.2025 durch 
Kurrende (per E-mail) 

 

Anwesend waren:  
 

Bürgermeister Bernhard Brunner 
 

weitere Mitglieder des Gemeinderates:  
 

1. Vizebgm. Reinhard Haiden 2. GfGR Karl Pretsch 

3. GfGR Ing. Anton Strobl 4. GfGR Mag. Claudia Pölzlbauer 

5. GfGR Franz Nöhrer 6. GR Mario Prenner 

7. GR Eva-Maria Leitner-Glanz 8. GR Robert Nagl 

9. GR Andreas Stickelberger 10. GR Jakob Kronaus 

11. GR Tanja Schützenhofer 12. GR Leopold Otterer 

13. GR GR DI Ronald Haidvogl 14. GR Martin Treitler 

15. GR Katrin Pölzlbauer 16. GR Dominik Prenner 
 

Anwesend waren außerdem: 
1. VB Ingrid Weninger als Schriftführer  

 

Entschuldigt abwesend waren : 

1. GfGR Ing. Michael Tauchner 2. GR Leopold Morgenbesser 
 

Nicht entschuldigt abwesend waren: entfällt 

Die Sitzung war  öffentlich undbeschlussfähig. 

Vorsitzender:  Bürgermeister Bernhard Brunner 
 
 

 

 



I. TAGESORDNUNG 

1) Genehmigung der Gemeinderats-Sitzungsprotokolle vom 01.10.2025 

2) Gewährung div. allg. Subventionen im HJ 2025 und 2026 lt. Ansuchen (nicht öffentlich) 

3) Weihnachtsspendenaktion 2025 inkl. ao. Zuwendungen an Bedienstete (nicht öffentlich) 

4) Bericht über die letzte Kassenprüfung 

5) Beschlussfassung über den Voranschlag für das Haushaltsjahr 2026 inkl. Detailbeschlüssen zu 
div. Ausgabenrahmen, Dienstpostenplan und die sonstigen erforderlichen Übersichten und 
Nachweise (u. a. Mittelfrist. Finanzplan 2026-2030), sowie dem Haushalts-
Konsolidierungskonzept 2026 

6) Kindergartenbelange 

a) NÖ Landeskindergarten Hoffeld - Personalwesen – Bericht und Beschlussfassung über 
einen Nachtrag zum Dienstvertrag (Kinderbetreuerin) 

7) Bau- und Erhaltung öffentlicher und privater Wege und Straßen /Grundbesitzbelange 

a) Öffentliches Gut KG Kleines Amt – „Klausenhofweg“ – Bericht und Beschlussfassung 
über eine Abtretung-, Widmungs-, Grundstücksberichtigungsurkunde und Schenkungs- 
und Dienstbarkeitsvertrages 

b) Öffentliches Gut – Güterweg Mitteregg – Bericht, Debatte und Beschlussfassung über 
die Abtretung einer Teilfläche (KG Großes Amt) 

8) Wohn- und Geschäftsgebäude 

a) Wohnhausanlage Chotekpromenade 3 – Bericht und Beschlussfassung über einen 
Mietvertrag (Wohnung TOP 3/4) 

9) Abwasserbeseitigungsanlagen 

a) ABA Aspangberg-St.Peter – Abwasserverband Aspang-Feistritz – Bericht und 
Beschlussfassung über die Änderung der Satzung (§ 10 Kostenersätze) 

b) ABA Aspangberg-St.Peter – Abwasserverband Aspang-Feistritz – Bericht und 
Beschlussfassung über die Zustimmung zur Darlehensaufnahme für die notwendigen Re-
Investitionen und die damit verbundene Übernahme des anteiligen Schuldendienstes 

10) Finanzwesen 

a) Aufschließungsabgabe (Ergänzungsabgabe) – Bericht und Beschlussfassung über den 
Einheitssatz für die Aufschließungsabgabe (Ergänzungsabgabe) gemäß § 38 NÖ 
Bauordnung (Verordnung) 

b) Kommunalesinvestitionsprogramm KIP 2023) – Bericht gemäß § 3 Abs. 1 
Kommunalesinvestitionsgesetz 2023 

11) Allgemeine Berichte und Berichte aus der letzten Vorstandssitzung, aus Ausschuss-Sitzungen 
und Arbeitsgruppensitzungen 

12) Anfragen, Anträge 
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VERLAUF DER SITZUNG 

Der Vorsitzende begrüßt die Erschienenen, stellt die ordnungsgemäße Einladung und die Be-
schlussfähigkeit fest und eröffnet die Sitzung. 

1) Genehmigung der Gemeinderats-Sitzungsprotokolle vom 01.10.2025 

Die Protokolle (öffentlich und nicht-öffentlich) der GR-Sitzung vom 01.10.2025 wurden ord-
nungsgemäß erstellt und liegen dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vor. Je eine Abschrift des 
in öffentlicher Sitzung verfassten Protokolls erging noch vor dieser Sitzung an die dazu bestimmten 
Gemeinderatsmitglieder. Die Beschlusswortlaute des nicht öffentlichen Teiles könnten auf Wunsch 
verlesen werden. Dies wird jedoch nicht verlangt. 

Debatte in der Gemeinderatsitzung:  

Keine spezielle Wortmeldung. 

Beschluss: 

Das öffentliche und das nichtöffentliche Protokoll über die Gemeinderatssitzung vom 01.10.2025 
werden genehmigt.           
           Mündl., einst. 

2) Gewährung div. allg. Subventionen im HJ 2025 und 2026 lt. Ansuchen (nicht öffentlich): 

 

3) Weihnachtsspendenaktion 2025 inkl. ao. Zuwendungen an Bedienstete (nicht 
öffentlich) 

4) Bericht über die letzte Kassenprüfung: 

Berichterstattung im Gemeinderat: 

Der Prüfungsausschuss hat am 20.11.2025, vormittags, eine unangekündigte 
Prüfungsausschusssitzung zur Prüfung der Gemeindekasse vorgenommen. Ein schriftlicher Bericht 
liegt vor und wurde bei der Gemeinderatssitzung durch den Prüfungsausschussobmann, GR Martin 
Treitler, vorgetragen. Es wurden keine Beanstandungen festgestellt. 

Der Prüfungsausschuss hat am 09.12.2025 eine angesagte Prüfungsausschusssitzung vorgenommen. 
Themen waren der Voranschlag für das Haushaltsjahr 2026 und das Konsolidierungskonzept der 
Gemeinde Aspangberg-St. Peter zum VA 2026, sowie die Außenstände und Abgabenschuldigkeiten. 
Ein schriftlicher Bericht liegt vor und wurde bei der Gemeinderatssitzung durch den 
Prüfungsausschussobmann, GR Martin Treitler, vorgetragen. Die sachliche und rechnerische 
Richtigkeit des VA 2026 wird bestätigt. Die in der Gemeinderatssitzung am 01.10.2025 getroffenen 
Empfehlungen zur Haushaltskonsolidierung wurden in das Haushaltskonsolidierungskonzept 
eingearbeitet und im VA 2026 umgesetzt. 

Die Entwicklung der Außenstände zeigt einen leicht positiven Trend. Herr GR Treitler erwartet sich 
jedoch, wie schon mehrmals angesprochen und von Herrn Bürgermeister zugesichert, 
Lösungsvorschläge für die Außenstände der „Großschuldner“ der Gemeinde. Hr. Bürgermeister 
Brunner berichtet hierzu, dass er bemüht ist hierzu, im Gespräch mit den Betroffenen, Lösungen zu 
finden. 

Debatte in der Gemeinderatssitzung: 

Keine spezielle Wortmeldung. 
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Beschluss: 

Der Bericht wird zustimmend zur Kenntnis genommen.    Mündl.,einst. 

 

5) Beschlussfassung über den Voranschlag für das Haushaltsjahr 2026 inkl. 
Detailbeschlüssen zu div. Ausgabenrahmen, Dienstpostenplan und die sonstigen 
erforderlichen Übersichten und Nachweise (u. a. Mittelfrist. Finanzplan 2026-2030), 
sowie dem Haushalts-Konsolidierungskonzept 2026 

Den Mitgliedern des Gemeindevorstandes wird anhand einer Ausfertigung des 
Voranschlagsentwurfes vom Kassenverwalter ein Überblick über das Budget 2026 der Gemeinde 
Aspangberg-St. Peter verschafft. Einzelne Passagen werden beschrieben und kommentiert. Die 
wirtschaftlichen und somit auch finanziellen Auswirkungen der Nachwirkungen der massiv 
gestiegenen Inflation (Teuerung), Energiekrise und der stetig steigende Aufwand für den 
Sozialbereich (Umlagenzahlungen an das Land NÖ) zeigen sich im Voranschlag 2026 deutlich. 

Die vom Gemeinderat in der Sitzung vom 01.10.2025 vorgeschlagenen „Einsparungen“ wurden bei 
Voranschlagserstellung berücksichtigt und sind auch Basis für das vorliegende Haushalts-
Konsolidierungskonzept gemäß § 72b NÖ Gemeindeordnung. Aus jetziger Sicht ist es der 
Gemeinde Aspangberg-St. Peter im Jahr 2026 möglich den laufenden Aufwand aus eigenem 
Mitteln aus dem Jahr 2026 zu decken. Der „Überhang“ im Jahr 2026 beträgt rd. € 62.900,- und 
kann durch vorhandene „Reserven“ von € 150.000,- aus Vorjahren gestärkt werden. Das 
Haushaltpotential der Gemeinde Aspangberg-St. Peter, als Kenngröße für die eigene 
Mittelaufbringung, weist nach Eigenmittel- und Rücklagenzuführung € 162.900,- auf.  

Auf die Finanzierung der Projekte wird man auch im Jahr 2026 im Speziellen achten müssen, was 
Umfang und Finanzierbarkeit betrifft. Die Projekte Straßenbau und Feuerwehrinvestitionen 
stützen sich in ihrer Finanzierung auf die erhofften Bedarfzuweisungmittel des Landes 
Niederösterreich. Im speziell das Projekt Straßenbau ist im Umfang zur Gänze von diesen Mitteln 
abhängig, da von der Gemeinde hierfür keine Eigenmittel aufgebracht werden können. 

Erforderliche Eigenmittel für die Güterwegerhaltung und ev. Feuerwehrinvestitionen sollen aus 
den zugesicherten KIP-Mittel abgesichert werden. 

Generell wird seitens des Kassenverwalters darauf verwiesen, dass man im kommenden Jahr sehr 
bedachtsam mit Ausgaben umgehen sollte bzw. muss. 

Antrag des Vorstandes an den Gemeinderat:  

Zustimmung zum Entwurf.  

Weitere Berichterstattung im Gemeinderat: 

Der Entwurf des Voranschlages und der übrigen Nachweise, wurden unter Einhaltung der 
Bestimmungen der NÖ. Gemeindeordnung 1973, des Finanzausgleichsgesetzes und der VRV 2015 
erstellt, und am 26.11.2025 zur Einsichtnahme für die Gemeindemitglieder durch zwei Wochen 
aufgelegt. Die Auflegung wurde kundgemacht. Erinnerungen sind nicht eingelangt. Der 
Gemeindevorstand befasste sich in seiner Sitzung am 02.12.2025 mit dem Entwurf und empfahl 
ihn mit geringfügigen Änderungswünschen dem Gemeinderat zur Beschlussfassung. 

Der Prüfungsausschuss hat sich in der Sitzung vom 09.12.2025 mit dem Voranschlagsentwurf 2026 
befasst und hat diesen auf seine Richtigkeit geprüft. 

Es sind keine Beanstandungen aufgezeigt worden. 

An Hand des dem Gemeinderat vorliegenden Auszuges aus dem Voranschlag 2026 wird den 
Mitgliedern des Gemeinderates ein Überblick über das Budget 2026 gegeben. Seitens des 
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Gemeinderates wurden noch kleinere Änderungsbegehren vorgebracht und in den Voranschlag 
2026 eingearbeitet. 

Die vom Gemeinderat in der Sitzung vom 01.10.2025 vorgeschlagenen „Einsparungen“ wurden bei 
Voranschlagserstellung berücksichtigt und sind auch Basis für das vorliegende Haushalts-
Konsolidierungskonzept gemäß § 72b NÖ Gemeindeordnung. 

Ergebnishaushalt: 

Summe Erträge (ohne Rücklagen) 2026:   € 4.849.700,- 

Summe Aufwände (ohne Rücklagen) 2026:   € 4.812.900,- 

Nettoergebnis 2026:             - €        26.100,- 

 

Finanzierungshaushalt: 

Summe Einzahlung operative Gebarung 2026:   € 4.651.300,- 

Summe Auszahlungen operative Gebarung 2026:   € 3.857.700,- 

Saldo Geldfluss operative Gebarung 2026:              €     793.600,- 

 

Summe Einzahlung investive Gebarung 2026:   €     660.100,- 

Summe Auszahlungen investive Gebarung 2026:   € 2.064.700,- 

Saldo Geldfluss investive Gebarung 2026:         € 1.404.600,- 

Nettofinanzierungssaldo 2026:              - €    611.000,- 

 

Haushaltspotenzial (nach Zuführung):    €   162.900,- 

 

Gemeinderatsbeschlüsse gemäß § 73 NÖ. Gemeindeordnung 1973: 

Im Entwurf des Voranschlages 2025 sind keine Änderungen bei den Hebebesätzen vorgesehen.  

Im § 3 des Haushaltsbeschlusses ist die Aufnahme eines Kassenkredites bis 12 % des Umfanges der 
Erträge des Ergebnishaushaltes 2026 vorgesehen. Das entspricht nunmehr € 582.000. Der im § 4 
eingesetzte Darlehenshöchstsatz von € 1.000.000,- stellt die Summe der im Investitionsnachweis 
bzw. im Schuldennachweis ausgewiesenen Beträgen dar. 

Die Beibehaltung der Höchsthebesätze ist auch im Voranschlag 2026 vorgesehen. Der Einheitssatz 
nach § 38 Abs. 5 NÖ. Bauordnung 1996 wird mit GR-Beschluss vom 10.12.2025 mit € 700,- neu 
festgesetzt. Die Hundeabgabe bleibt bezüglich Nutzhund auf dem Höchstsatz von € 6,54, für 
sonstige Hunde ist sie mit € 35,- festgesetzt. Die Hundeabgabe für Hunde mit erhöhtem 
Gefährdungspotenzial lt. Hundehaltegesetz ist mit € 70,- festgelegt. Die Gebühren für die 
Benützung von Gemeindeeinrichtungen und -anlagen wurden - soweit erforderlich bzw. vertretbar 
- mit GR-Beschluss ab 14.12.2023 neu festgesetzt bzw. für die Kanalbenützungsgebühr mit 
19.03.2025.  

Die Gebührenhaushalte können mit den bestehenden Gebühren 2026 ausgeglichen geführt 
werden.  

Der Gemeindevorstand empfahl Zustimmung lt. Entwurf. 

Herr Bürgermeister Brunner bedankt sich bei allen im Gemeinderat vertretenen Fraktionen, dass 
die erforderlichen Einsparungsmaßnahmen gemeinsam getragen werden. 
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Debatte: 

Nach Vortrag aller Übersichten und Nachweise, sowie kleinerer Änderungsbegehren kommt es auf 
Empfehlung des Gemeindevorstandes nach kurzer Debatte zu folgendem 

 

Beschluss:  

Der Voranschlag 2026, der Dienstpostenplan und die übrigen Nachweise und Übersichten, sowie 
der Mittelfristigen Finanzplan 2026-2030 werden im vorliegenden Umfang genehmigt. 

Weiters wird dem vorliegendem Haushalt-Konsolidierungskonzept 2026 zugestimmt.  
             
           Mündl. ,einst. 

 

6) Kindergartenbelange 

a) NÖ Landeskindergarten Hoffeld – Personalwesen – Bericht und Beschlussfassung 
über einen Nachtrag zum Dienstvertrag (Kinderbetreuerin) (nicht öffentlich) 

Frau Sonja Kremsl wurde mit Wirkung vom 12.08.2024 (Dienstvertrag vom 25.10.2024) für den 
Zeitraum vom 12.08.2024 bis 11.08.2025 befristet als Kinderbetreuerin im NÖ Landeskindergarten 
Hoffeld eingestellt. Frau Kremsl hat die erforderliche Ausbildung zur Kinderbetreuerin erfolgreich 
abgeschlossen und erfüllt auch sonst ihre Aufgaben zur vollsten Zufriedenheit.  

Herr Bürgermeister Brunner spricht sich deshalb dafür aus, dass das auf bestimmte Zeit 
geschlossene Dienstverhältnis mit Frau Kremsl auf unbestimmte Zeit verlängert wird. 

Der erste Nachtrag zum Dienstvertrag vom 25.10.2024 liegt dem Gemeindevorstand und in 
weiterer Folge dem Gemeinderat zur Einsicht vor. 

Debatte in der Vorstandssitzung:  

Keine spezielle Wortmeldung. 

Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat:  

Dem ersten Nachtrag zum Dienstvertrag vom 25.10.2024 abgeschlossen zwischen der Gemeinde 
Aspangberg-St.Peter als Dienstgeberin und Frau Sonja Kremsl, Neustift am Alpenwald 19, als 
Dienstnehmerin wird zugestimmt. 

Mit Wirkung vom 12.08.2025 wird das für den Zeitraum vom 12.08.2024 bis 11.08.2025 bestimmte 
Dienstverhältnis auf unbestimmte Zeit verlängert. Ansonsten bleibt das Dienstverhältnis 
unverändert.  

Weitere Berichterstattung im Gemeinderat: 

Entfällt.  
Debatte in der Gemeinderatssitzung: 
Keine spezielle Wortmeldung. 

Beschluss:  

Dem ersten Nachtrag zum Dienstvertrag vom 25.10.2024 abgeschlossen zwischen der Gemeinde 
Aspangberg-St.Peter als Dienstgeberin und Frau Sonja Kremsl, Neustift am Alpenwald 19, als 
Dienstnehmerin wird zugestimmt. 

Mit Wirkung vom 12.08.2025 wird das für den Zeitraum vom 12.08.2024 bis 11.08.2025 bestimmte 
Dienstverhältnis auf unbestimmte Zeit verlängert. Ansonsten bleibt das Dienstverhältnis 
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unverändert.            
           Mündl.,einst. 

 

7) Bau- und Erhaltung öffentlicher und privater Wege und Straßen / Grundbesitzbelange 

a) Öffentliches Gut KG Kleines Amt – „Klausenhofweg“ – Bericht und Beschlussfassung 
über eine Abtretungs-, Widmungs-, Grundstücksberichtigungsurkunde und 
Schenkungs- und Dienstbarkeitsvertrages 

Herr Manfred Wolf hat im Zuge seines „Wohnhausprojektes“ Außeraigen 46 die Gemeinde 
Aspangberg-St.Peter um teilweise Auflassung der öffentlichen Weganlage „Klausenhofweg“ Gstk. 
Nr. 233/2, KG Kleines Amt und im Gegenzug um die Übernahme der durch ihn neuerrichteten 
„Ersatz-Weganlage“ auf den Gstk.Nr. 212/1, 224/1 und 1268, KG Kleines Amt ersucht. 

Der Gemeinderat der Gemeinde Aspangberg-St.Peter hat in seiner Sitzung vom 20.09.2012 unter 
TOP 7)a unter Zugrundelegung von Auflagenpunkten und deren Erfüllung die Zustimmung 
beschlossen. Dies wurde auch in der Niederschrift vom 24.01.2013 mit Herrn Wolf festgehalten. 

Die geforderten Auflagenpunkte wurden seitens Herrn Wolf erfüllt und es wurde auch bereits 
2012 ein entsprechender Teilungsplan durch die AREA Vermessung ZT GmbH, 2620 Neunkirchen, 
erstellt. Durch Unstimmigkeiten zwischen Herrn Wolf und einem dritten beteiligten wurde dieser 
jedoch nicht umgesetzt bzw. wurde das gesamte Verfahren (Teilungsplan, 
Übernahme/Entwidmung öffentliches Gut, notarielle Vertragserrichtung, Dienstbarkeiten usw.) 
nicht weitergeführt. 

Herrn Wolf ist nun gelungen mit dem betroffenen dritten Grundeigentümer eine Einigung zu 
erzielen, somit kann die Angelegenheit nun abgeschlossen werden. 

Auf Grund der langen Zeitspanne musste jedoch der Teilungsplan neuerstellt werden bzw. waren 
die weiteren Verfahrensschritte noch offen.  

Auf Grundlage des neu vorliegenden Teilungsplanes, GZ. 9159/12, vom 18.12.2023, der AREA 
Vermessung ZT GmbH, Holzplatz 1, 2620 Neunkirchen, wurden vom Gemeinderat mit Beschluss 
vom 30.04.2024 die entsprechenden Teilflächen dem öffentlichen Verkehr entwidmen bzw. 
gewidmet. 

Die Teilflächen 2, 4, 14, 18 und 24 aus dem Teilungsplan GZ. 9159/12 vom 18.12.2023, wurden 
dem öffentlichen Verkehr entwidmet. 

Die Teilflächen 9, 10, 12 und 21 aus dem Teilungsplan GZ 9159/12 vom 18.12.2023, wurden dem 
öffentlichen Verkehr gewidmet und sind dem öffentlichen Gut der Gemeinde Aspangberg-St. Peter 
(KG Kleines Amt) zu zuschreiben. 

Die faktische Umsetzung ist in der Natur bereits geschehen und es ist somit nur der Rechtsstand 
dem Naturstand anzupassen. 

Vom Notariat Aspang, Frau Mag. Miklos, Hauptplatz 13, 2870 Aspang Markt wurden nun ein 
entsprechender Vertrag zur Herstellung des aktuellen Rechtsstandes und zur Sicherung der 
Dienstbarkeiten der Gemeinde für Wasser- und Kanalleitungen erstellt. 

Sämtliche mit der Durchführung verbundenen Kosten trägt Herr Wolf. 

Der Vertrag über die Abtretungs-, Widmungs-, Grundstücksberichtigungsurkunde und Schenkungs- 
und Dienstbarkeitsvertrag, AZ. 229/11/Mag.b/K, RZ 6289 erstellt vom Notariat Aspang, Frau Mag. 
Verena Miklos, Hautplatz 13, 2870 Aspang Markt, sowie der von der Gemeinde Aspangberg-
St.Peter zum Sachverhalt geführte Akt liegt dem Gemeindevorstand und in weitere Folge dem 
Gemeinderat vollinhaltlich zur Einsicht vor. 



Gemeinderatssitzungsprotokoll 04/2025 vom 10.12.2025 8

Debatte in der Vorstandssitzung:  

Keine spezielle Wortmeldung. 

Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat:  

Dem vorliegenden Vertrag über die Abtretungs-, Widmungs-, Grundstücksberichtigungsurkunde, 
Schenkungs- und Dienstbarkeitsvertrag, AZ. 229/11/Mag.b/K, RZ 6289 erstellt vom Notariat 
Aspang, Frau Mag. Verena Miklos, Hautplatz 13, 2870 Aspang Markt abgeschlossen zwischen der 
Gemeinde Aspangberg-St.Peter sowohl im eigenen Namen wie auch als Verwalterin des 
Öffentlichen Gutes, Herrn Manfred Wolf, geb. 30.06.1960, wh. Außeraigen 46, 2870 Aspangberg-
St.Peter, Frau Iveta Prenner, geb. 02.09.1976, wh. Außeraigen 46, 2870 Aspangberg-St.Peter und 
Frau Mag. Heidemaria Varga, geb. 03.11.1976, wh. Außeraigen 61, 2870 Aspangberg-St.Peter wird 
zugestimmt.  

Weitere Berichterstattung im Gemeinderat: 

Entfällt.  
Debatte in der Gemeinderatssitzung: 
Keine spezielle Wortmeldung. 

Beschluss:  

Dem vorliegenden Vertrag über die Abtretungs-, Widmungs-, Grundstücksberichtigungsurkunde, 
Schenkungs- und Dienstbarkeitsvertrag, AZ. 229/11/Mag.b/K, RZ 6289 erstellt vom Notariat 
Aspang, Frau Mag. Verena Miklos, Hautplatz 13, 2870 Aspang Markt abgeschlossen zwischen der 
Gemeinde Aspangberg-St.Peter sowohl im eigenen Namen wie auch als Verwalterin des 
Öffentlichen Gutes, Herrn Manfred Wolf, geb. 30.06.1960, wh. Außeraigen 46, 2870 Aspangberg-
St.Peter, Frau Iveta Prenner, geb. 02.09.1976, wh. Außeraigen 46, 2870 Aspangberg-St.Peter und 
Frau Mag. Heidemaria Varga, geb. 03.11.1976, wh. Außeraigen 61, 2870 Aspangberg-St.Peter wird 
zugestimmt.            
           Mündl.,einst. 

b) Öffentliches Gut – Güterweg Mitteregg – Bericht, Debatte und 
Beschlussfassung über die Abtretung einer Teilfläche (KG Großes Amt) 

Die Liegenschaftseigentümerin der Liegenschaft Gstk. 824/3, KG Großes Amt, Mitteregg 76, Frau 
Rosemarie Bierbaumer, ist zu Jahresbeginn an die Gemeinde mit der Anfrage herangetreten, ob 
die Gemeinde ein ca. 70 bis 100 m² großes Teilstück des angrenzenden öffentlichen Gutes der 
Gemeinde Aspangberg-St.Peter an Sie abtreten/verkaufen würde. Die gegenständliche öffentliche 
Verkehrsfläche weist im betroffenen Bereich eine Gesamtbreite von rd. 6,5 m auf, davon stellen 
ca. 3 m die asphaltierte Fahrbahnfläche da, der Rest ist Bankett bzw. ein Grünstreifen. Der an die 
Liegenschaft Mitteregg 76 angrenzende Grünstreifen wird von der Liegenschaftseigentümerin 
mitgenutzt (Hecke, Rassenfläche usw.), deshalb hätte sie Interesse, dass diese Teilfläche in ihr 
Eigentum übergeht. 

Der Gemeinderat der Gemeinde Aspangberg-St.Peter hat in seiner Sitzung am 10.03.2025 dieses 
Ersuchen mit der Begründung abgelehnt, dass zwar aus derzeitiger Sicht für die Gemeinde 
Aspangberg-St.Peter kein Bedarf für die Restflächen abseits der Fahrbahn besteht, es ist jedoch 
nicht auszuschließen, dass in Zukunft diese „Freiflächen“ im Zuge eines Siedlungsausbaues für 
einen Ausbau der Straßenanlage benötigt werden. Auch die ev. Verlegung von 
Infrastruktureinrichtungen wie Glasfaserleitungen o.ä. kann aus jetziger Sicht nicht ausgeschlossen 
werden. 

Seitens der Gemeinde wurde für das gegenständliche Teilstück die Erstellung einer 
Nutzungsvereinbarung für Frau Bierbaumer angeboten. 

Einer ev. geringfügigen Grenzkorrektur zwischen dem Grundstück von Fau Bierbaumer und dem 
öffentlichen Gut der Gemeinde Aspangberg-St.Peter im Bereich des von Frau Bierbaumer 
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errichteten Carport wurde als möglich angedacht. Die ev. hierfür anfallenden Kosten wären von 
Frau Bierbaumer zutragen. 

Die Entscheidung des Gemeinderates wurde Frau Bierbaumer persönlich durch Herrn 
Bürgermeister Brunner mitgeteilt. Frau Bierbaumer möchte keine Nutzungsvereinbarung über die 
gegenständliche Fläche abschließen. Sie ersucht den Gemeinderat zumindest einer geringfügigen 
Grenzkorrektur zwischen ihrem und dem öffentlichen Gut der Gemeinde Aspangberg-St.Peter im 
Bereich des von ihr errichteten Carports zu zustimmen. 

Herr Bürgermeister Brunner spricht sich dafür aus, dass man einer geringfügigen Grenzkorrektur 
zwischen dem Grundstück von Frau Bierbaumer und dem öffentlichen Gut der Gemeinde 
Aspangberg-St.Peter im Bereich des von Frau Bierbaumer errichteten Carports zustimmen. 
Sämtliche Kosten hierfür sind jedenfalls von Frau Bierbaumer zutragen. 

Debatte in der Vorstandssitzung:  

Keine spezielle Wortmeldung. 

Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat:  

Für das Wegbauprojekt „Hofzufahrt Kronaus, Langegg 8“ wird kein Förderbeitrag der Gemeinde 
Aspangberg-St.Peter für das Jahr 2026 gewährt.  

Weitere Berichterstattung im Gemeinderat: 

Entfällt.  
Debatte in der Gemeinderatssitzung: 

Im Gemeinderat ergibt sich eine kurze Debatte über die möglichen Vor- und Nachteile bei einer 
Abtretung bzw. über den Anlassfall. Wie aus dem Orthofoto ersichtlich dürfte der Grenzverlauf im 
Bereich des von Frau Bierbaumer errichteten Carports in der Natur nicht ganz mit dem Kataster 
übereinstimmen. Die Grundgrenze dürfte von Frau Bierbaumer im Zuge der Errichtung des 
Carports überbaut worden sein. Ob das wissentlich geschehen ist, kann nicht mit Sicherheit 
behauptet werden. Sowohl das Grundstück von Frau Bierbaumer als auch das Grundstück der 
Gemeinde befinden sich nicht im Grenzkataster, wodurch der Grenzverlauf nicht zur Gänze 
gesichert ist. Eine ev. erforderliche Grenzsicherstellung im Bereich des Carports sollte aus 
baurechtlicher Sicht durchgeführt werden bzw. sollte dieser zugestimmt werden. Die Anfallenden 
Kosten hierfür sind von Frau Bierbaumer zu tragen. 

Beschluss:  

Einer geringfügigen Grenzkorrektur zwischen dem Grundstück von Fau Bierbaumer und dem 
öffentlichen Gut der Gemeinde Aspangberg-St.Peter im Bereich des von Frau Bierbaumer 
errichteten Carport wird zugestimmt. Die hierfür anfallenden Kosten sind im vollen Umfang von 
Frau Bierbaumer zutragen.          
           Mündl.,einst. 

8) Wohn- und Geschäftsgebäude 

a) Wohnhausanlage Chotekpromenade 3 – Bericht und Beschlussfassung über einen 
Mietvertrag (Wohnung TOP 3/4) 

Frau Brandstetter aus Aspang Markt setzt sich sehr für aus der Ukraine geflüchtete Menschen ein. 
Frau Brandstetter ist an die Gemeinde herangetreten bezüglich einer günstigen Wohnung für zwei 
jugendliche Männer aus der Ukraine.  

Seitens der Gemeinde hat man ihr die Wohnung TOP 4 im Wohnhaus Chotekproenade 3 
angeboten. Die Wohnung war bis September 2025 an die ehemaligen Pächter des „Wirtshaus am 
Hoffeld“ vermietet. Die Wohnung ist in einem guten bewohnbaren Zustand und sofort beziehbar. 
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Herr Bürgermeister Brunner spricht sich dafür aus, dass man Frau Brandstetter bzw. die beiden 
jungen Männer unterstützt. 

Seitens der Gemeinde wurde ein entsprechender Mietvertrag erstellt bzw. der bestehende 
Mietvertrag aktualisiert. Der Mietzins inkl. Betriebskosten (ausgenommen Strom) wurde mit € 
274,94 inkl. Ust. pro Monat vereinbart. Grundsätzlich ist bei erstmaligen Mietantritt eine Kaution 
von vier Monatsmieten vorgesehen, das entspricht rd. € 1.000,-. Auf Grund der besonderen Lage 
der Betroffen hat Herr Bürgermeister Brunner eine Kautionszahlung von € 500,- in Aussicht 
gestellt. Das Mietverhältnis ist vorerst auf ein Jahr begrenzt.  

Debatte in der Vorstandssitzung:  

Keine spezielle Wortmeldung. 

Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat:  

Dem vorliegenden Mietvertrag für die Wohnung Chotekpromenade 3/4, 2870 Aspang Markt, 
abgeschlossen zwischen der Gemeinde Aspangberg-St.Peter als Vermieterin einerseits und Herrn 
Bohdan Leshchyk, geb. 18.07.2004 und Herrn Artem Kozachenko, geb. 01.03.2006, befristet auf ein 
Jahr, wird zugestimmt. 

Weitere Berichterstattung im Gemeinderat: 

Entfällt. 

Debatte in der Gemeinderatssitzung:  

Keine spezielle Wortmeldung. 

Beschluss: 

Dem vorliegenden Mietvertrag für die Wohnung Chotekpromenade 3/4, 2870 Aspang Markt, 
abgeschlossen zwischen der Gemeinde Aspangberg-St.Peter als Vermieterin einerseits und Herrn 
Bohdan Leshchyk, geb. 18.07.2004 und Herrn Artem Kozachenko, geb. 01.03.2006, befristet auf ein 
Jahr, wird zugestimmt.          
           Mündl., einst. 

9) Abwasserbeseitigung 

a) ABA Aspangberg-St.Peter – Abwasserverband Aspang-Feistritz – Bericht und 
Beschlussfassung über die Änderung der Satzung (§ 10 Kostenersätze) 

Entsprechend dem § 10 Abs. 4 der Satzung des Abwasserverbandes Aspang-Feistritz über die 
anteiligen Kostensätze der jeweiligen Verbandsgemeinden ist eine Aktualisierung der 
Einwohnergleichwerte alle fünf Jahre notwendig. Das Ingenieurbüro Dr. Lang ZT-GmbH hat die 
Ermittlung und Präzisierung der EGW übernommen und danach die Neuberechnung des 
Kostenschlüssels in Prozentsätzen erstellt. Die Aktualisierungsarbeiten erfolgten in 
Zusammenarbeit mit den Verbandsgemeinden.  
 
Auf Grund der Neuberechnung ergeben sich folgende anteilige Kostensätze für die 
Verbandsgemeinden: 

 Aspang Markt    22,05 % (bisher 24,54 %)  
 Aspangberg-St. Peter  13,98 % (bisher 13,31 %)  
 Feistritz/Wechsel   10,32 % (bisher   9,75 %)  
 Kirchberg/Wechsel   26,33 % (bisher 25,88 %)  
 Otterthal       7,33 % (bisher   8,13 %)  
 Raach/Hochgebirge     3,83 % (bisher   3,78 %)  
 St. Corona/Wechsel     8,60 % (bisher   6,53 %)  
 Trattenbach       7,56 % (bisher   8,08 %) 
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Für die Gemeinde Aspangberg-St.Peter ergibt sich eine geringe Steigerung von 0,67 %. 
Diese ergibt sich u.a. durch eine Erhöhung der Sitzplatzanzahl bei den Gasthäusern (Wirtshaus am 
Hoffeld) wie durch eine höhere Anzahl an einpendelten Arbeitnehmern im Verbandsbereich. Die 
Anzahl der Einwohner im Entsorgungsbereich hat sich nur geringfügig erhöht (Erweiterung ABA BA 
13 „Mittereggg/Ausschlag“). Der Wegfall von Fremdenzimmern und Baulandreservebereichen 
wirkt hier etwas entgegen. 
 
Der technische Bericht der Ingenieurbüro Dr. Lang ZT-GmbH über die EGW-Ermittlung 2025 liegen 
dem Gemeindevorstand und in weiterer Folge dem Gemeinderat zur Durchsicht vor. 

Debatte in der Vorstandssitzung:  

Keine spezielle Wortmeldung.  

Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat:  

Der Gemeinderat der Gemeinde Aspangberg-St.Peter beschließt die Änderung der Satzung des 
Gemeindeabwasserverbandes Aspang-Feistritz hinsichtlich des § 10 Kostenersätze, Absatz 3 wie 
folgt: 

§10 Kostenersätze 
 
(3) Die jährlichen Betriebskosten und der Verwaltungsaufwand werden nach Maßgabe der in 

die Verbandsanlage eingebrachten Einwohnergleichwerte nach folgenden Prozentsätzen 
aufgeteilt: 

 
Einwohnergleichwerte Berechnung  
Aspang-Markt   22,05 % (entspricht 3527 EGW) 
Aspangberg-St. Peter  13,98 % (entspricht 2237 EGW) 
Feistritz am Wechsel    10,32 % (entspricht 1652 EGW) 
Kirchberg am Wechsel 26,33 % (entspricht 4213 EGW) 
Otterthal    7,33 %  (entspricht 1173 EGW) 
Trattenbach      7,56 %  (entspricht 1209 EGW) 
Raach am Hochgebirge  3,83 %  (entspricht   612 EGW) 
St. Corona am Wechsel  8,60 %  (entspricht 1376 EGW) 
 
Zu den Betriebskosten zählen auch der Aufwand für die Abwasserreinigungsanlage und 
Sammelkanäle hinsichtlich Betrieb, Instandhaltung und Wartung, sowie die Bildung von 
Erneuerungsrücklagen. 
 

Debatte in der Gemeinderatsitzung:  

Keine spezielle Wortmeldung. 

Beschluss: 

Der Gemeinderat der Gemeinde Aspangberg-St.Peter beschließt die Änderung der Satzung des 
Gemeindeabwasserverbandes Aspang-Feistritz hinsichtlich des § 10 Kostenersätze, Absatz 3 wie 
folgt: 

§10 Kostenersätze 
 
(3) Die jährlichen Betriebskosten und der Verwaltungsaufwand werden nach Maßgabe der in 

die Verbandsanlage eingebrachten Einwohnergleichwerte nach folgenden Prozentsätzen 
aufgeteilt: 
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Einwohnergleichwerte Berechnung  
Aspang-Markt   22,05 % (entspricht 3527 EGW) 
Aspangberg-St. Peter  13,98 % (entspricht 2237 EGW) 
Feistritz am Wechsel    10,32 % (entspricht 1652 EGW) 
Kirchberg am Wechsel 26,33 % (entspricht 4213 EGW) 
Otterthal    7,33 %  (entspricht 1173 EGW) 
Trattenbach      7,56 %  (entspricht 1209 EGW) 
Raach am Hochgebirge  3,83 %  (entspricht   612 EGW) 
St. Corona am Wechsel  8,60 %  (entspricht 1376 EGW) 
 

Zu den Betriebskosten zählen auch der Aufwand für die Abwasserreinigungsanlage und 
Sammelkanäle hinsichtlich Betrieb, Instandhaltung und Wartung, sowie die Bildung von 
Erneuerungsrücklagen.          
           Mündl.,einst. 

b) ABA Aspangberg-St.Peter – Abwasserverband Aspang-Feistritz – Bericht und 
Beschlussfassung über die Zustimmung zur Darlehensaufnahme für die 
notwendigen Re-Investitionen und die damit verbundene Übernahme des anteiligen 
Schuldendienstes 

Sowohl im Bereich des Kanalnetzes, sowie  auch im Bereich der Kläranlage stehen kurz- bis 
mittelfristig einige Sanierungs- bzw. Anpassungsmaßnahmen an. Weiters ist auch die Errichtung 
einer PV-Anlage angedacht. 

Vom Technischen Büro Rusaplan GmbH wurde für den Zeitraum der nächsten 10 Jahre (2025-
2034) ein Re-Investitionsplan für die gesamte Anlage, mit allen aus jetziger Sicht erforderlichen 
Maßnahmen, erstellt. In Summe ist in den nächsten 10 Jahren mit einem Investitionsvolumen von 
rd. € 3,6 Mio. zurechnen. 

Zur Umsetzung des erarbeiteten Re-Investitionsplanes ist in den nächsten 3 – 4 Jahren ein neuer 
Darlehnsrahmen von € 2 Mio. mit einer Laufzeit von mind. 25 Jahren geplant. Durch die 
Darlehensaufnahme kommen keine erheblich höheren Belastungen auf die Gemeinden zu als 
bisher, da im kommenden Jahr ein Darlehen wegfällt. Die Ausschreibung des neuen Darlehens soll 
im Laufe des Jahres 2026 erfolgen. 

Der Re-Investitonsplan vom Technischen Büro Rusaplan GmbH über die in nächsten 10 Jahren 
erforderlichen Sanierungs- und Anpassungsmaßnahmen liegt dem Gemeindevorstand und in 
weiterer Folge dem Gemeinderat zur Durchsicht vor. 

Debatte in der Vorstandssitzung:  

Keine spezielle Wortmeldung.  

Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat:  

Der Darlehensaufnahme des Gemeindeabwasserverbandes Aspang-Feitritz für notwendige Re-
Investitionen in der Höhe von € 2.000.000,- und der damit verbundenen Übernahme des anteiligen 
Schuldendienstes für die Gemeinde Aspangberg-St.Peter nach dem Aufteilungsschlüssel laut § 10 
der Satzung des Gemeindeabwasserverbandes Aspang-Feistritz wird zugestimmt. 
Die Bedeckung des neuen Schuldendienstes erfolgt unter Berücksichtigung von kostendeckenden 
Gebühren im Bereich der Abwasserbeseitigung der Gemeinde Aspangberg-St.Peter. 

 

Debatte in der Gemeinderatsitzung:  

Keine spezielle Wortmeldung. 

Beschluss: 
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Der Darlehensaufnahme des Gemeindeabwasserverbandes Aspang-Feitritz für notwendige Re-
Investitionen in der Höhe von € 2.000.000,- und der damit verbundenen Übernahme des anteiligen 
Schuldendienstes für die Gemeinde Aspangberg-St.Peter nach dem Aufteilungsschlüssel laut § 10 
der Satzung des Gemeindeabwasserverbandes Aspang-Feistritz wird zugestimmt. 
Die Bedeckung des neuen Schuldendienstes erfolgt unter Berücksichtigung von kostendeckenden 
Gebühren im Bereich der Abwasserbeseitigung der Gemeinde Aspangberg-St.Peter.  
             
           Mündl.,einst. 

10) Finanzwesen 
a) Aufschließungsabgabe (Ergänzungsabgabe) – Bericht und Beschlussfassung über 

den Einheitssatz für die Aufschließungsabgabe (Ergänzungsabgabe) gemäß § 38 NÖ 
Bauordnung (Verordnung) 

Der Einheitssatz für die Berechnung der Aufschließungsabgabe gemäß den Bestimmungen des § 38 
der NÖ Bauordnung wurde zuletzt mit Gemeinderatsbeschluss vom 14.12.2023 mit Wirkung per 
01.01.2024 mit € 650,- festgelegt. 
Der Baupreisindex ( = Kostensteigerung für den Bauherrn) hat sich in den vergangenen Jahren 
jedoch rasant nach oben bewegt, wodurch die Herstellungskosten für die Straßeninfrastruktur 
(Fahrbahn, Gehsteig, Beleuchtung usw.) deutlich angestiegen sind. 
 
Lt. Statistik Austria ist der Baupreisindex 2010 für den Straßenbau (gesamt) vom 3. Quartal 2023 
(Grundlage der letzten Anpassung) bis zum 3. Quartal 2025 um 2,3 % angestiegen. Daraus ergibt 
sich eine Wertberichtigung des derzeitigen Einheitssatzes von € 650,- auf rd. € 670,-. 
 
Herr Bürgermeister Brunner und der Kassenverwalter Herr Amtsleiter Bauer sprechen sich 
deshalb, unter Berücksichtigung einer weiteren Steigerung im 4. Quartal 2025 bzw. im Jahr 2026, 
für eine Neufestsetzung des Einheitssatzes für die Aufschließungsabgabe mit € 700,- aus.  
 
Der Verordnungsentwurf und die Baupreisindex-Abfrage der Statistik Austria liegen dem 
Gemeindevorstand und in weiterer Folge dem Gemeinderat zur Durchsicht vor. 

Debatte in der Vorstandssitzung:  

Seitens der Vorstandsmitglieder wird angeregt eine laufende Anpassung auf Grund der 
Indexänderung vorzunehmen. Somit ergibt sich zwischen den einzelnen Abgabenfällen kein so 
großer Unterschied in der Höhe, nur auf Grund des unterschiedlichen Zeitpunktes der Entstehung 
des Abgabentatbestandes. 

Herr Bürgermeister Brunner nimmt die Anregung gerne an und wird dies im Gemeinderat anregen.  

Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat:  

Der Gemeinderat der Gemeinde Aspangberg-St.Peter verordnet aufgrund der Bestimmungen des      
§ 38 Abs. 6 NÖ Bauordnung, LGBl. 8200 i.g.F,: 

VERORDNUNG 
Der Einheitssatz im Sinne der Bestimmungen des § 38 Abs. 6 der NÖ Bauordnung 2014 wird mit € 
700,- mit Wirksamkeit ab 01.01.2026 neu festgesetzt. 

Auf Abgabentatbestände, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, ist der bis 
dahin geltende Gebührensatz anzuwenden. 

 

Debatte in der Gemeinderatsitzung:  

Keine spezielle Wortmeldung. 
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Beschluss: 

Der Gemeinderat der Gemeinde Aspangberg-St.Peter verordnet aufgrund der Bestimmungen des           
§ 38 Abs. 6 NÖ Bauordnung, LGBl. 8200 i.g.F.: 

VERORDNUNG 
Der Einheitssatz im Sinne der Bestimmungen des § 38 Abs. 6 der NÖ Bauordnung 2014 wird mit € 
700,- mit Wirksamkeit ab 01.01.2026 neu festgesetzt. 
Auf Abgabentatbestände, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, ist der bis 
dahin geltende Gebührensatz anzuwenden.        
           Mündl.,einst. 

b) Kommunalesinvestitionsprogramm (KIP 2023) – Bericht gemäß § 3 Abs. 1 
Kommunalesinvestitionsgesetz 2023 

Das Bundesministerium für Finanzen hat die bisherigen Zweckzuschüsse gemäß KIG 2020, KIG 
2023 und KIG 2025 (inkl. dem Zweckzuschuss digitaler Wandel) in Finanzzuweisungen für 
Investitionen umgewandelt. 

Wesentliche Änderungen: 

 Antraglose Auszahlungen an die Gemeinden 

 Keine verpflichtende Kofinanzierung durch die Gemeinden 

 Keine Vorgaben über die Art der Investition 

 Keine Abrechnungen/Nachweise gegenüber dem Bund (Buchhaltungsagentur), lediglich 
Berichterstattung über die Mittelverwendung an den Gemeinderat. 

 

Bei den einzelnen Kommunalinvestitionsgesetzen haben sich nun folgende Änderungen ergeben:  

Kommunalinvestitionsgesetz 2020:  

• Einstellung der Nachweisprüfungen mit Mai 2025  

• antraglose Überweisung der nicht in Anspruch genommenen Mittel an die Länder am 31. 
Oktober 2025 und Weiterleitung binnen fünf Tagen an die jeweiligen Gemeinden  

• anders als beim KIG 2023 und KIG 2025: Keine Vorgaben an die Mittelverwendung und 
keine Berichtspflicht. 

Die Fördermittel des KIG 2020 von rd. € 199.000,- wurden von der Gemeinde Aspangberg-St.Peter 
bereits zur Gänze im Zuge des Um- und Zubaus beim Mehrzweckgebäude Aspangberg-St.Peter im 
Jahr 2020 in Anspruch genommen. Die Mittelverwendung wurde mit der Abrechnungen/ 
Nachweise gegenüber dem Bund (Buchhaltungsagentur) bereits nachgewiesen. 

Kommunalinvestitionsgesetz 2023:  

• Finanzzuweisungen für Investitionen, 

• Anträge, die bis zum 30. April 2025 zu keiner Auszahlung geführt haben, werden nicht mehr 
bearbeitet, 

• antraglose Überweisung der nicht in Anspruch genommenen Mittel an die Länder am 20. 
Jänner 2026 und 20. Jänner 2027 und Weiterleitung binnen fünf Tagen an die jeweiligen 
Gemeinden. 

• Entfall des Nachweisverfahrens, stattdessen Bericht an den Gemeinderat; Die 
Berichtspflicht an den Gemeinderat umfasst auch die bis 30. April 2025 von der 
Buchhaltungsagentur ausbezahlten Mittel.  
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• Bereits ausbezahlte Mittel werden ebenfalls zu Finanzzuweisungen, daher ebenso keine Ko-
Finanzierung und keine Vorgabe bezüglich der Mittelverwendung. Die Zweckwidmung besteht 
nicht mehr, die Mittel können auch für andere Projekte verwendet werden.  

Seitens der Gemeinde Aspangberg-St.Peter wurden noch keine Finanzmittel aus dem KIG 2023 in 
Anspruch genommen. Die Gesamtsumme, die der Gemeinde zur Verfügung steht, beläuft sich auf 
€ 195.882,-. Wie zu den Investitionsvorhaben zum VA 2026 berichtet, sollen die angeführten 
Mitteln für den Bereich der Abwasserbeseitigung, im speziellen für die erforderlichen Re-
Investitionsmaßnahmen im Bereich Mariensee herangezogen werden. 

Kommunalinvestitionsgesetz 2025:  

• Finanzzuweisungen für Investitionen, 

• antraglose Überweisung der Mittel an die Länder am 31. Oktober 2025, 20. Jänner 2026, 
20. Jänner 2027 und 20. Jänner 2028 und Weiterleitung binnen fünf Tagen an die jeweiligen 
Gemeinden, 

• kein Nachweisverfahren, stattdessen Bericht an den Gemeinderat. 

Aus den Mitteln des KIG 2025 erhält die Gemeinde Aspangberg-St.Peter in Summe € 134.761,98. 
Wie zu den Investitionsvorhaben zum VA 2026 berichtet, sollen die angeführten Mitteln für den 
Bereich der Abwasserbeseitigung, im speziellen für die erforderlichen Re-Investitionsmaßnahmen 
im Bereich Mariensee herangezogen werden. Weiters sollen anteilige Mittel für die 
Güterwegerhaltung Verwendung finden. Die bereits 2025 ausbezahlten Mittel in der Höhe von € 
32.327,19 wurden für die erforderlichen Adaptionsmaßnahmen beim Gastro-
/Veranstaltungsbereich im Mehrzweckgebäude Aspangberg-St.Peter herangezogen. 

 

Auch wenn es der Gemeinde überlassen bleibt, für welche Investitionen sie die Fi-
nanzzuweisungen verwendet, ergeben sich aus der Berichtspflicht an den Gemeinderat folgende 
zeitliche Vorgaben für die Mittelverwendung: 

o KIG 2023: Projektbeginn im Zeitraum 1. Jänner 2023 bis 31. Dezember 2027, getätigte 
Auszahlungen bis 31. Dezember 2028  

o KIG 2025: Projektbeginn im Zeitraum 15. September 2024 bis 31. Dezember 2028, getätigte 
Auszahlungen bis 31. Dezember 2029  

Projektbeginn ist der Beginn der tatsächlichen Arbeiten für das Projekt oder für ein Teilprojekt vor 
Ort. Das Projekt muss am 31. Dezember 2028 (KIG 2023) bzw. am 31. Dezember 2029 (KIG 2025) 
noch nicht abgeschlossen sein. Der Zeitpunkt der Auszahlung kann auch vor Projektbeginn liegen 
und auch vor dem erstmöglichen Termin für den Projektbeginn.  

Wenn der Projektbeginn für mehrere Kommunalinvestitionsgesetze (KIG 2020, KIG 2023 und KIG 
2025) zutrifft, kann das Projekt aus allen in Betracht kommenden KIGs finanziert werden. 
 
Das wirtschaftliche Eigentum an Investitionen muss bei der Gemeinde (inkl. 
Gemeindekooperationen), bei Gemeindeverbänden oder bei einem von ihr beherrschten 
Rechtsträger liegen. Zu den beherrschten Rechtsträgern zählen auch Blaulichtorganisationen.  

Die Finanzzuweisungen sind ausschließlich für Investitionen der Gemeinden, der 
Gemeindeverbände oder der von ihren beherrschten Rechtsträgern zu verwenden. Es handelt sich 
dann um Investitionen, wenn die Anschaffungs- und Herstellungskosten in der 
Vermögensrechnung/Bilanz aktiviert wurden. 

Die Mittel können daher nicht für Aufwendungen wie z.B. Personalaufwand (insb. Personalkosten 
für kommunale Kinderbetreuungsplätze in den Sommerferien), Instandhaltungsaufwand oder 
Energiekostenförderung verwendet werden.  
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Vom Investitionsbegriff sind somit alle Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit gemäß § 11 Abs. 
4 VRV 2025 (das sind alle Auszahlungen der Mittel-verwendungsgruppe mit dem MVAG-Code 341) 
umfasst.  

Der Zweckzuschuss Digitaler Wandel aus dem KIG 2025 ist entfallen, der ursprünglich dafür 
vorgesehene Betrag wurde zur Erhöhung der Finanzzuweisung verwendet. Daher ist insbesondere 
auch die Verpflichtung der Gemeinde zur Benennung von „Digi-Dolmetschern“ entfallen.  
Berichtspflichten (§ 3 Abs. 1 KIG 2023 und § 3 Abs. 1 KIG 2025):  

Es gibt drei wesentliche Bedingungen für die Finanzzuweisungen:  

a. Bericht an den Gemeinderat,  
b. Veröffentlichung des Berichts auf der Homepage der Gemeinde und  
c. Information des Landes über den Bericht und die Veröffentlichung. 

 
Der Bürgermeister hat dem Gemeinderat wie folgt zu berichten:  

Kommunalinvestitionsgesetz 2023:  

• bis 31. Dezember 2026 über die Verwendung der Mittel und Mittelverwendungsplanung 
und  

• bis 31. Dezember 2028 über die tatsächliche Verwendung der Mittel. Wenn bereits beim 
ersten Berichtslegungstermin verwendete Mittel in der Höhe der KIG-Finanzzuweisung bestehen, 
entfällt dieser zweite Berichtslegungstermin.  

 
Die Berichtspflicht an den Gemeinderat umfasst auch die bis 30. April 2025 von der 
Buchhaltungsagentur ausbezahlten Mittel. Die Zweckwidmung besteht nicht mehr, die Mittel 
können auch für andere Projekte verwendet werden.  
 
Kommunalinvestitionsgesetz 2025:  

• bis 31. Dezember 2027 über die Verwendung der Mittel und Mittelverwendungsplanung 
und  

• bis 31. Dezember 2029 über die tatsächliche Verwendung der Mittel. Wenn bereits beim 
ersten Berichtslegungstermin verwendete Mittel in der Höhe der KIG-Finanzzuweisung bestehen, 
entfällt dieser zweite Berichtslegungstermin.  

 

Die Berichte haben Investitionen in die Energiewende und Investitionen in die Er-richtung, 
Erweiterung und Sanierung von Kindertageseinrichtungen und Schulen besonders zu 
berücksichtigen. Diese besondere Berücksichtigung stellt aber keine Verpflichtung dar, die 
Finanzzuweisungen für derartige Investitionen zu verwenden.  

Die Berichte umfassen auch aktivierte Investitionen in den digitalen Wandel. Da das KIG 2025 die 
Berichterstattung auch über die Verwendung der Mittel für derartige Investitionen besonders 
hervorhebt, bietet sich an, auch diese Investitionen im Bericht besonders zu berücksichtigen. 
Dessen ungeachtet besteht aber keine Verpflichtung, die Finanzzuweisungen für derartige 
Investitionen zu verwenden.  

Projekte, die zum ersten Berichtslegungstermin in der Mittelverwendungsplanung angeführt 
wurden, können sich bis zum zweiten Berichtslegungstermin gänzlich ändern. Es gibt keine 
Bindung an die Mittelplanung des ersten Berichtslegungstermins.  

Das Volumen der Investitionen, über die berichtet wird, ist nicht auf die Höhe der 
Finanzzuweisungen beschränkt. Die Gemeinde kann daher auch darüber hinausgehende 
Auszahlungen darstellen und auch über alle in Betracht kommenden Investitionsprojekte im 
jeweiligen Berichtszeitraum berichten.  
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Der Bürgermeister hat dem Gemeinderat über die Verwendung der Mittel und die 
Mittelverwendungsplanung zu berichten.  

Für die Berichte an den Gemeinderat gibt es keine Formvorschrift.  

Die Gemeinde hat die Berichte bis zu den jeweiligen Terminen auf der Homepage der Gemeinde zu 
veröffentlichen.  

Die Gemeinden haben das Amt der Landesregierung über die Erfüllung der Bedingungen gemäß Z 
1 und 2 (Bericht an den Gemeinderat, Veröffentlichung des Berichts auf der Homepage) zu 
informieren.  

Die Gewährung der Finanzzuweisung erfordert die Erfüllung aller drei genannten Bedingungen. Es 
wird daher den Gemeinden empfohlen, die Information an den Gemeinderat, die Veröffentlichung 
auf der Homepage sowie die Information an das Amt der Landesregierung in einem 
durchzuführen.  

Das Land wird das Bundesministerium für Finanzen gesammelt über die Erfüllung bzw. 
Nichterfüllung der Bedingungen gemäß den Z 1 bis 3 durch die Gemeinden informieren. Dem Bund 
ist es vorbehalten, bei Nichteinhaltung der Bedingungen für die Gewährung der 
Finanzzuweisungen diese von der Gemeinde zurückzufordern.  

Die Fristen für die Berichterstattung an den Gemeinderat und für die Veröffentlichung auf der 
Homepage der Gemeinde sind keine Fallfristen, sondern Ordnungsfristen und daher in 
begründeten Fällen überschreitbar.  

Debatte in der Vorstandssitzung:  

Keine spezielle Wortmeldung.  

Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat:  

Zustimmende Kenntnisnahme des Berichtes. 
 

Debatte in der Gemeinderatsitzung:  

Keine spezielle Wortmeldung. 

Beschluss: 

Zustimmende Kenntnisnahme des Berichtes.       
           Mündl.,einst. 

 

11) Allgemeine Berichte und Berichte aus der letzten Vorstandssitzung und aus Ausschuss-
Sitzungen 

Berichte Bürgermeister Brunner: 

Erlebnisregion Wechselland / Tourismusdestination Wiener Alpen – Ende der 
Erlebnisregionsbetreuung, Novelle NÖ Tourismusgesetz: Die Erlebnisregionsbetreuer oder -
betreuerinnen sind zum Teil bei der Destination angestellt. So ist/war auch der Betreuer der 
Erlebnisregion Wechselland, Herr Echtermaier, bei der Destination Wiener Alpen angestellt. Durch 
die Destination wurde festgestellt, dass seitens der Erlebnisregion Wechselland die 
Voraussetzungen für diese Personalförderung/-unterstützung nicht mehr gegeben sind. Im 
Wesentlichen ist zu wenig Arbeit für einen 40 Stundenjob. Herr Echtermaier wurde deshalb von 
der Destination Wiener Alpen gekündigt. Die Förderungen sollen nun von der Erlebnisregion 
zurückbezahlt werden, Herr Bürgermeister Graf von Mönichkirchen, Obmann der Erlebnisregion, 
ist um eine Lösung bemüht. 
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Das Tourismusgesetzes 2023 soll mit 01.01.2026 novelliert werden (tatsächliche operative 
Wirksamkeit startet mit April 2026 - Ende erstes Quartal). 

Ein wesentlicher Eckpunkt der geplanten Novelle ist die Neugestaltung der Tourismusfinanzierung. 

Die touristischen Einnahmen generieren sich aus der Nächtigungstaxe, die der Gast in den 
Betrieben zahlt. Die Nächtigungstaxe wird ab 2026 pro Person und Nächtigung für 
Kurortgemeinden mit € 3,00 und für Nicht-Kurortgemeinden mit € 2,60 festgesetzt. 

Die Einnahmen aus der Nächtigungstaxe werden ab 1.1.2026 neu aufgeteilt. Das Land 
Niederösterreich erhält 2026: 40 %, 2027: 35 % und ab 2028: 30 % der Einnahmen aus 
Nächtigungstaxe. 

Die Destinationen erhalten ab 2026: 14 % der tatsächlichen Einnahmen aus Nächtigungstaxe. Die 
restlichen Einnahmen aus der Nächtigungstaxe verbleiben in den Gemeinden. Wobei für die 
Gemeinden eine Zweckbindung besteht. Alle Erträge aus der Nächtigungstaxe sind für touristische 
Zwecke zu verwenden. 

Jede Gemeinde in Niederösterreich wird nun einer Tourismusdestination zugeordnet. Bisher gab 
es weiße oder passive Gemeinden, künftig werden alle Gemeinden einer Tourismusdestination 
zugeordnet sein („Zwangsmitgliedschaft“ per Gesetz). 

Die Leistungspflicht für jede Gemeinde an zumindest eine regionale Tourismusdestination umfasst 
einen Fixbetrag von € 1.000 pro Jahr (wird valorisiert, erstmals 2028 – VPI 2020) und dem 
Finanzierungsbeitrag aus 14 % der Nächtigungstaxen-Einnahmen. Die Beträge sind vierteljährlich 
zu leisten. 

Die bisher bestehende vertragliche Regelung der Finanzierung der Destinationen über die 
Erlebnisregionen entfällt. 

 

Amt der NÖ Landesregierung – Verwaltungsreform – teilweise Abschaffung des zweigliedrigen 
Instanzenzuges im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde: Der NÖ Landtag hat am 23. Oktober 
2025 beschlossen, dass mit 1. Jänner 2026 der zweigliedrige Instanzenzug im eigenen 
Wirkungsbereich der Gemeinde teilweise abgeschafft wird. Diese Neuregelung stellt einen Teil der 
aktuellen Verwaltungsreform in Niederösterreich dar und soll eine Reduzierung der 
Verfahrensdauer sowie eine schnellere Erlangung rechtskräftiger Entscheidungen auf Ebene der 
Gemeinden ermöglichen. 

Im Bereich der Landesgesetzgebung erfolgt ein gänzlicher Ausschluss des innergemeindlichen 
Instanzenzuges im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde, mit der Folge, dass in diesem Bereich 
künftig ein direkter Rechtszug gegen Bescheide der Gemeindebehörden mittels Beschwerde an 
das Landesverwaltungsgericht NÖ vorgesehen ist. 

Dies gilt für allgemeine Verwaltungsverfahren (z.B. Baubewilligung) als auch für Abgabenverfahren 
(z.B. Festsetzung Kanalbenützungsgebühr) gleichermaßen. 

Im Bereich der Bundesgesetzgebung bleibt der innergemeindliche Instanzenzug im eigenen 
Wirkungsbereich der Gemeinde hingegen grundsätzlich unverändert aufrecht, wenn der Bund dies 
im jeweiligen Materiengesetz nicht ausdrücklich ausgeschlossen hat. 

Für die Gemeinden insbesondere von Bedeutung sind Bescheide nach den Materien: 

 Straßenverkehrsordnung 1960 

 Gewerbeordnung 1994 

 Informationsfreiheitsgesetz 

In diesen ist kein ausdrücklicher Ausschluss des innergemeindlichen Instanzenzuges enthalten und 
somit weiterhin das Rechtsmittel der Berufung zulässig. 
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In folgenden bundesrechtlichen Materien wurde der Instanzenzug in der Gemeinde 
ausgeschlossen: 

 Kommunalsteuer 

 Grundsteuer 

Bei diesen Abgaben ist nach dem Finanzausgleichgesetz das Organisationsrecht der Länder 
heranzuziehen, wodurch es zu einer Gleichschaltung im Bundes- und Landesrecht kommt. 

Für Verfahren, die vom Bund oder vom Land an die Gemeinden übertragen und von diesen daher 
im übertragenen Wirkungsbereich vollzogen werden (z.B. Melderecht, Gewerberecht, 
Nächtigungstaxe, Seuchenvorsorgeabgabe, …), war bereits bislang kein innergemeindlicher 
Instanzenzug vorgesehen. 

Hier bleibt es beim direkten Rechtszug gegen Bescheide der Gemeindebehörde mittels 
Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht NÖ. 

Bucklige Welt – Wechselland Glasfaserausbau-Infrastruktur-Gesellschaft (BWW GIG) - Förderung 
Glasfaserausbau Peripherie – Förderablehnung : Das mit 17.01.2025 durch die BWW GIG 
eingereichte Förderprojekt zum Glasfaserausbau in der Peripherie war nicht unter den 
bestgereihten und wurde daher von Österreichischen Forschungsförderungsgesellschaft 
abgelehnt. Die Ablehnung wird mit den sehr hohen Errichtungskosten und somit hohen Kosten für 
den Endkunden begründet. Man wir das Vorhaben wieder im Zuge des nächsten Förderaufrufes 
einreichen.  

Landesstraße B54 zwischen Aspang Markt und Mönichkirchen -  Rückbaupläne: Der 
Straßenabschnitt Aspang Markt-Mönichkirchen muss in naher Zukunft einer größeren Sanierung 
unterzogen werden. In diesem Zuge ist eine Reduktion der jetzigen Fahrbahnbreite von 12,5 m auf 
8 m angedacht. Durch den Rückbau würden die Winterdienstkosten sowie laufenden 
Erhaltungskosten deutlich reduziert werden. Im Zuge des Rückbaus könnte ein neue 
Radwegverbindung zwischen Aspang Markt und Mönichkirchen geschaffen werden, wenn dies von 
den Gemeinden mitfinanziert wird. Die Gemeinde Aspangberg-St. Peter ist jedoch nur zu einer 
Mitfinanzierung bereit, wenn dadurch die bestehende Eurovelo 9-Strecke über Langegg verlegt 
wird. Denn es aus Sicht der Gemeinde Aspangberg-St.Peter erscheint es nicht zielführend zwei 
Radwege parallel erhalten. Dies wird jedoch von der Förderstelle Eco plus aus derzeitiger Sicht 
abgelehnt. Auch innerhalb der Gemeinde Mönichkirchen gibt es größere Widerstände gegen einen 
Rückbau der Landesstraße B 54. Man befürchtet dadurch eine wesentliche Verschlechterung der 
Verkehrssituation. Die Gesamt-Thematik wurde bereits mehrmals mit der Straßenbauabteilung 
ST4, im Wesentlichen ergebnislos, besprochen. Um Klarheit zu erhalten hat man sich seitens der 
Gemeinden Mönichkirchen, Aspang Markt und Aspangberg-St.Peter schriftlich an das zuständige 
Landesregierungsmitglied, Herrn Landeshauptfrau-Stellvertreter Udo Landbauer (FPÖ) gewandt. 
Worauf man mit Schreiben STV-ST 082/2025 vom 24.10.2025 eine Stellungnahme der 
Straßenbauabteilung ST4 mit dem bereits bekannten Sachverhalt erhalten hat. Lt. Bericht von 
Herrn GfGR Franz Nöhrer hat es, auf Einladung der FPÖ Mönichkirchen, einen Lokalaugenschein 
mit Herrn Landeshauptfrau-Stellvertreter Udo Landbauer gegeben. Dieser hat jedoch lt. Aussagen 
von Herrn GfGR Nöhrer auch keinen anderen Lösungsansatz gebracht. 

„Wirtshaus am Hoffeld“ – Zahlungsverzug Pächter: Am 09.12.2025 hat es mit Pächter Lukas 
Suhane, Bürgermeister Brunner, Vizebürgermeister Haiden, GfGR Pretsch und Amtsleiter Bauer 
eine Besprechung gegeben. Von Herrn Suhane wurde bis dato nur eine einige Pachtzahlung 
geleistet. Auch die Kaution wurde bis jetzt nicht hinterlegt. Lt. Aussage von Herr Suhane befindet 
er sich zurzeit in finanziellen Schwierigkeiten wegen Außenständen an Löhnen. Das 
Gesamtpersonal wurde bis auf eine Mitarbeiterin im Service gekündigt. Er will jedoch mit 
Unterstützung der Familie weitermachen. Die Stunden der verbliebenen Mitarbeiterin sollen auf 
20 Wochenstunden reduziert werden. Aus Sicht der Gemeinde sind jedoch nicht nur die 
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personellen Fehlentscheidungen schuld an der jetzigen Situation. Die gesamte Betriebsführung ist 
weit von dem, im Zuge der Bewerbung, präsentierten Konzept entfernt. Die Gästezahlen waren zu 
Beginn wesentlich höher als bei den vorhergehenden Mietern. Durch zahlreiche, oftmals nur 
kleine, Fehler in der Betriebsführung wurden die Gäste zunehmend „vergrault“ und ein negatives 
Image aufgebaut. Lt. Herrn Suhane wird er ab Jänner die laufenden Kosten zuzüglich eines 
Betrages für die offenen Forderungen bezahlt.  

Es ist zu hoffen, dass es sich hierbei nicht nur um eine leere Versprechung handelt, sonst wird ein 
Schlussstrich gezogen werden müssen. 

Bericht GfGR Mag. Claudia Pölzlbauer:  

Gesunde Gemeinde: Am 3.11.2025 fand wieder eine Arbeitskreissitzung statt wo auch Frau Dr. 
Bittmann und ihre Mitarbeiterin Frau Rodax anwesend waren. Diese klagten über eine fehlende 
Hilfestellung für Pflegende Angehörige. Mit Hilfe von Frau Christa Schober, Hoffeld 60, soll ein 
Pflegeleitfaden erstellt werden. 

Im Mehrzweckgebäude Aspangberg-St.Peter wird am 13.01.2026 ein „Pflege-Café“ veranstaltet, 
wo der Pflegeleitfaden-Folder vorgestellt werden soll. Bei Bedarf soll ein „Pflege-Café“ einmal im 
Quartal stattfinden. 

Es gibt auch wieder einen Vorsorge Aktiv-Kurs, derzeit sind noch Plätze frei. Starten wir der Kurs im 
Jänner 2026. 

Am 01.12.2025 gab es einen Vortrag „Bauchgefühl“ es waren 27 Zuhörer anwesend. 

Im Frühling und Herbst sollen wieder Wandertage stattfinden. 

Die Katholische Frauenbewegung der Pfarre St. Peter plant die Anschaffung eines Defibrillators, 
dieser soll im Feuerwehrhaus in St. Peter öffentlich zugänglich angebracht werden. Die 
Anschaffungskosten werden sich auf rd. € 2.500,- belaufen. Zur Finanzierung wird man auch die 
Gemeinde um eine Subvention ersuchen. 

Debatte in der Vorstandssitzung:  

Von den Gemeindevorstandsmitgliedern wir die Initiative der Frauenbewegung begrüßt. Seitens 
des Gemendevorstades wird vorgeschlagen den Ankauf des Defibrillators mit € 300,- zu 
unterstützen. 

Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat:  

Die Gemeinde Aspangberg-St.Peter gewährt der Katholischen Frauenbewegung der Pfarre St. Peter 
einen Zuschuss von € 300,- für den Ankauf eines Defibrillators (bei öffentlich zugänglicher 
Anbringung). Die Auszahlung erfolgt nach vorliegenden Ansuchen. 

Weitere Berichterstattung im Gemeinderat: 

Entfällt. 

Debatte: 

Keine spezielle Wortmeldung. 

Beschluss:  

Der Antrag des Gemeindevorstandes wird zum Beschluss erhoben.     
           Mündl. ,einst. 

 

Weitere Berichterstattung im Gemeinderat: 

ABA Aspangberg-St.Peter BA 16, Aufschließung Tauchnergründe – Förderansuchen NÖ WWF: Lt. 
Schreiben WA4-WWF-50117016/001-2021 vom 07.10.2025 wurde das Bauvorhaben auf 
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Grundlage der Bestimmungen der NÖ Wasserwirtschaftsfonds Förderungsrichtlinien 2016 in der 
Fassung 2022 – Siedlungswasserwirtschaft geprüft. Bei der Berechnung der Förderung wurden alle 
Belastungen (Annuitäten und Betriebs -kosten) bisher geförderter bzw. eingereichter 
Bauvorhaben, die unter Beachtung zumutbarer Basisgebühren von den Gebührenzahlern bewältigt 
werden können, berücksichtigt. 

Aus Sicht des NÖ WWF kann mit den beantragten Förderungsmitteln des Bundes (Fördersatz im 
Jahr 2025: 34% für Investitionskosten von EUR 138.880) die Realisierung des Bauvorhabens mit 
zumutbaren Basisgebühren ermöglicht werden. 

Die Berechnung der Förderung durch den NÖ Wasserwirtschaftsfonds hat ergeben, dass für dieses 
Bauvorhaben keine zusätzliche prozentuelle Förderung gewährt werden kann. Für den 
beantragten Leitungskataster errechnet sich eine mögliche Pauschale in der Höhe von EUR 140. 

Da die Förderung gegenüber den eingereichten Investitionskosten sehr gering wäre und der dafür 
erforderliche Verwaltungsaufwand in keinem Verhältnis steht, wird ersucht, bekannt zu geben, ob 
die mögliche Pauschalförderung des NÖ Wasserwirtschaftsfonds überhaupt in Anspruch 
genommen wird. 

Auf Grund des äußerst geringen Förderbetrages erscheint eine Förderinanspruchnahme der 
Gemeinde Aspangberg-St. Peter nicht sinnvoll. 

Debatte: 

Keine spezielle Wortmeldung. 

Beschluss:  

Von der Inanspruchnahme der Pauschalförderung des NÖ WWF, in der Höhe von € 140,-, für das 
Leitungsinformationssystem im Zuge der Errichtung des ABA BA 16, Aufschließung 
Tauchnergründe, wird seitens der Gemeinde Aspangberg-St.Peter Abstand genommen, da der 
damit verbundene bürokratische Verwaltungsaufwand den Nutzen bei weitem übersteigen würde.. 
             
           Mündl. ,einst. 

Bericht Vzbgm. Reinhard Haiden:  

Ordination Mehrzweckgebäude Aspangberg-St.Peter: In der Ordination von Frau Dr. Bittmann 
wurden die Türen der Ordinationsräume gegen Schallschutztüren ausgetauscht. Die 
Patientengespräche waren, bei normaler sprechlautstärke, durch die Türen im Wartebereich 
hörbar. Das war sowohl für die in der Ordination arbeitenden Personen wie auch für die Patienten 
sehr unangenehm bzw. belastend. Die 6 noch fast neuen Türen können ev. noch verkauft werden. 

Winterdienst Forstverwaltung Schenker – Vereinbarung: Herr DI Thomas Schneker ist an Herrn 
Vizebürgermeister Haiden mit dem Ersuchen herangetreten eine neu „Regelung“ für den 
Winterdienst bzw. für die Winterdienstbereitschaft zu vereinbaren. Derzeit erfolgt die 
Verrechnung der Winterdienstleistungen der Forstverwaltung Schenker für die Gemeinde nur nach 
dem tatsächlichen Einsatzaufwand. Da jedoch die Gerätschafen, im speziellen der Traktor, 
unabhängig vom tatsächlichen Aufwand für den Winterdiensteinsatz bereitgehalten werden muss, 
möchte er für diesen Aufwand eine „Winterdienstpauschale“ seitens der Gemeinde bezahlt 
bekommen. Die genaue Höhe ist noch mit Herrn DI Schenker zu verhandeln. Herr DI Schenker hat 
sich einen Betrag von rd. € 5.000,- pro Wintersaison vorgestellt. 

Der von der Gemeinde bereitgestellt Traktor für den Winterdienst im Ortsbereich von Mariensee 
wurde bis dato kostenlos in einer Garage der Forstverwaltung Schenker eingestellt. Hierfür möchte 
Herr DI Schenker zukünftig eine Garagenmiete in der Höhe von ca. € 30,- pro Monat. 

Die genauen Details müssen noch mit Herrn DI Schenker ausverhandelt werden. Grundsätzlich 
wird man jedoch nicht um die geforderten Forderungen herumkommen. 
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Debatte in der Gemeinderatssitzung: 

Keine spezielle Wortmeldung. 

Beschluss:  

Zustimmende Kenntnisnahme der Berichte sofern bei den einzelnen Punkten kein Beschluss gefasst 
wurde.             
           Mündl. ,einst. 

 

12) Anfragen, Anträge 

Dieser Punkt wird in der kommenden Gemeinderatssitzung behandelt. 

 

Sonst wird nichts vorgebracht, sodass der Vorsitzende für das Erscheinen und die Mitarbeit dankt 
und die Sitzung beendet. 

Weiters wünscht Herr Bürgermeister Brunner allen Mitgliedern des Gemeinderates ein frohes 
Weihnachtsfest und alles Gute für das kommende Jahr 2026! 

Dieses Protokoll besteht aus 26 Seiten. 
  
Es wurde in der Gemeinderatssitzung am ___________ geändert / genehmigt / nicht genehmigt. 
 

Aspangberg-St. Peter, am ___________ 
 

_______________________________________________________________________________
 Schriftführer      Bürgermeister 
 
 
 
  Gemeinderat      Gemeinderat 
 
 
 
  Gemeinderat       


